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MARKTGEMEINDEAMT MOLLN              

            
         Nr. 20/2021-2027 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT  
 

 

über die öffentliche SITZUNG des GEMEINDERATES 
 

der Marktgemeinde Molln am 13.6.2024. 

 

Tagungsort: Nationalparkzentrum Molln, VR Gaisberg 

 

Anwesende: 

1.    Bürgermeister RUSSMANN Andreas (SPÖ) als Vorsitzender 

2.    Vizebürgermeisterin BRUNNER Ulrike (SPÖ)  

3.    GVM SCHOBER Martin (SPÖ) 

4.    GRM WELSER Helmut (SPÖ) 

5.    GRM HERZOG Erika (SPÖ) 

6.    GRM SUMMEREDER Thomas (SPÖ) 

7.    GRM BACHMAYR Otto (SPÖ) 

8.    GRM KNOLL Sabine (SPÖ) 

9.    --- 

10.  GRM BERNEGGER Andre (SPÖ) 

11.  GRM GRASSEGGER Alfred (SPÖ) 

12.  --- 

13.  GVM SEEBACHER Gottfried (ÖVP) 

14.  GVM BANKLER Stefan (ÖVP) 

15.  GRM ROHRAUER Robert (ÖVP) 

16.  GRM HATZENBICHLER Georg (ÖVP) 

17.  GRM BAUMSCHLAGER Roman (ÖVP) 

18.  GRM KLAUSBERGER Alexander (ÖVP) 

19.  --- 

20.  GRM SIEGHARTSLEITNER Franz (ÖVP) 

21.  GVM AIGNER Walter (ÖVP) 

22.  GVM KORES Bettina (FPÖ) 

23.  GRM WAGNER Otmar (FPÖ) 

24.  GRM SCHMIDBERGER Barbara (FPÖ) 

25.  GRM GASPLMAYR Dominik (bim) 

 

Ersatzmitglieder: 

Bernegger Renate (SPÖ)   für Wildauer Hubert (SPÖ) 

Priller Walter (ÖVP)    für Buchriegler Regina (ÖVP) 

Stummer Erwin (ÖVP)   für Hackl Florian (ÖVP) 

 

 

Leiter des Gemeindeamtes: Mag. Christian Pölz 
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Es fehlen: 

 

Entschuldigt:   

Wildauer Hubert (SPÖ) 

Buchriegler Regina (ÖVP) 

Hackl Florian (ÖVP) 

 

 

Die Schriftführerin: Elisabeth Fischer 

 

Der Vorsitzende eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde, 

b) die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder 

    bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 6.6.2024 unter Bekanntgabe der 

    Tagesordnung erfolgt ist; 

    die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

    kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 21.3.2024 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsichtnahme aufgelegen ist, während der Sitzung zur 

Einsichtnahme noch aufliegt und gegen die Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 

Einwendungen eingebracht werden können. 
 

 

TAGESORDNUNG: 

 

Punkt 1) Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2024; Verwendung; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Punkt 2) Bezirksfeuerwehrbeitrag; Erhöhung 2024 und 2025; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Punkt 3) Gebührenbremse-Gesetz; Verwendung Zweckzuschuss; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Punkt 4)  Straßenbauprogramm 2024; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Erweiterung 

b) Finanzierungsplan 

c) Übertragungsverordnung 

 

Punkt 5) Nachmittagsbetreuung Volksschule; Beratung und Beschlussfassung: 

  a) Auftragsvergabe 

  b) Elternbeiträge; Tariferhöhung 

 

Punkt 6) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung und Tarifordnung;  

Änderung; Beratung und Beschlussfassung 

 

Punkt 7) Erneuerbare Energiegemeinschaft Kremsmauer, Beitritt; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Punkt 8) Stromliefervertrag 2025; Beratung und Beschlussfassung 
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Punkt 9) Flächenwidmungsplan 3/2003; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Karl Schwarz; Umwidmung Nr. 3.111; ÖEK-Änderung Nr. 1.27; 

Baulandsicherungsvertrag und Infrastrukturkostenvereinbarung 

b) Walter Aigner; Umwidmung Nr. 3.116; ÖEK-Änderung Nr. 1.30; 

Baulandsicherungsvertrag und Infrastrukturkostenvereinbarung 

c) Harald Kern, Umwidmung Nr. 3.133 

d) Carola Huber, Umwidmung Nr. 3.135 

 

Punkt 10) Verein KEM Enns- und Steyrtal; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Beitritt 

b) Nominierung der Vertreter in Vorstand und Generalversammlung 

 

Punkt 11) Öffentliche Bibliothek der Marktgemeinde Molln; Änderungen; 

  Beratung und Beschlussfassung 

 

Punkt 12) Prüfungsausschuss; Prüfbericht; Kenntnisnahme 

 

Punkt 13) Allfälliges 

 

******************** 

 

Der Bürgermeister gibt eingangs bekannt, dass der Sitzungsplan für das 2. Halbjahr 2024 

durchgeht - jedes Mitglied hat den Empfang zu bestätigen. 

 
 

Punkt 1) Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2024; Verwendung; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass das Land Oö. die Gemeinden im Jahr 2024 mit nicht 

rückzahlbaren Sonderbedarfszuweisungen unterstützt, wobei die Marktgemeinde Molln € 

111.600, -- erhält. Diese Mittel werden im Wege einer Direktzahlung zur Erhöhung der 

Eigenmittel der Gemeinde zur Verfügung gestellt.  

Die Verwendung der Sonderbedarfszuweisung 2024 obliegt der eigenständigen Entscheidung 

des Gemeinderates und soll, da der Voranschlag 2024 mit einem Abgang in Höhe von € 

287.900,-- beschlossen wurde, zur Bedeckung des Abganges in der laufenden 

Geschäftstätigkeit verwendet werden. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GRM Hatzenbichler (ÖVP) sagt, dass es grundsätzlich Zustimmung zur Abgangsdeckung 

gibt.  

Die ÖVP möchte aber, dass primär für die notwendigen Reparaturen der Spielplätze im 

Kindergarten Funcourt und Schulsportplatz entsprechende Mittel zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Anschließend kurze Diskussion zwischen GRM Hatzenbichler (ÖVP) und AL Mag. Pölz  

über die Verwendung der Sonder-BZ-Mittel.  

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand, die Sonder-

Bedarfszuweisungsmittel 2024 in Höhe von € 111.600,-- zur Bedeckung des Abganges der 

laufenden Geschäftstätigkeit im Finanzierungshaushalt zu verwenden. Die dafür freiwerdenden 
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Rücklagen in maximal gleicher Höhe werden für die Sanierung der Kindergarten- und 

Krabbelgruppenspielflächen sowie des Funcourts und des Schulsportplatzes verwendet. 

 

*************** 

 

Punkt 2) Bezirksfeuerwehrbeitrag; Erhöhung 2024 und 2025; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass der sogenannte Bezirksfeuerwehrschilling für das 

Bezirksfeuerwehrkommando Kirchdorf aktuell bei 25 Cent pro Einwohner liegt und seit Beginn 

an über den Weg der Ertragsanteile seitens der BH Kirchdorf je nach Einwohnerzahl 

einbehalten und ausbezahlt wird. Durch diesen Beitrag werden alle Feuerwehren des Bezirkes 

bei gemeinsamen Übungen, Schulungen und Ausbildungen unterstützt. 

In der Bürgermeisterkonferenz am 6.3.2024 wurde von den Bürgermeistern festgelegt, dass 

eine Erhöhung des Bezirksfeuerwehrbeitrages ab dem Jahr 2024 auf 35 Cent pro Einwohner 

und ab dem Jahr 2025 auf 50 Cent pro Einwohner erfolgen soll. Ein GR-Beschluss dazu ist 

jedoch erforderlich und er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GRM Gasplmayr (bim) fragt, ob dadurch das Globalbudget der Feuerwehr erhöht wird. 

 

Der Bürgermeister verneint das und sagt, dass das keine Auswirkung auf das örtliche Budget 

der Feuerwehr hat. 

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 24 Ja-Stimmen (SPÖ, ÖVP, FPÖ) und 1 Stimmenthaltung 

(bim) durch Heben der Hand, dass die Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf ersucht und 

ermächtigt wird, aus den der Gemeinde zustehenden und für die Weiterüberweisung auf dem 

Konto der Bezirkshauptmannschaft eintreffenden Ertragsanteilen, im Namen und auf Rechnung 

der Marktgemeinde Molln Zahlungen an das Bezirksfeuerwehrkommando in Kirchdorf an der 

Krems in folgender Höhe zu leisten: 

Der Bezirksfeuerwehrbeitrag wird im Jahr 2024 von 25 Cent/Einwohner um 10 Cent somit auf 

35 Cent/Einwohner erhöht. Ab dem Jahr 2025 wird der Beitrag auf gesamt 50 Cent/Einwohner 

angehoben. 

 

************** 

 

Punkt 3) Gebührenbremse-Gesetz; Verwendung Zweckzuschuss; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass die Marktgemeinde Molln vom Bund im Wege des Landes 

Oö. einen einmaligen Zweckzuschuss in Höhe von € 60.943,--  zum Zweck der Finanzierung 

der Senkung von Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen für 

die Wasserversorgung und/oder für die Beseitigung von Abwasser und/oder für die Müllabfuhr 

im Jahr 2024 erhalten hat. 

Die Mittel sind von der Gemeinde in Form der Gewährung eines privatrechtlichen Zuschusses 

(Förderung) an die zum Stichtag 1. Juni 2024 Gebührenpflichtigen zu verwenden, wobei die 

Förderung spätestens im dritten Quartal 2024 wirksam werden muss.  

Der Gemeinderat hat erstens zu entscheiden, in welchem Betrieb oder Betrieben der genannten 

Gemeindeeinrichtungen die Mittel verwendet werden und zweitens die Höhe der Förderung für 

den einzelnen Gebührenpflichtigen festzulegen. Dabei hat der Gemeinderat insbesondere 
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verwaltungsökonomischen Aspekte zu berücksichtigen, damit gewährleistet wird, dass die 

Mittelaufteilung nicht durch einen zu großen Verwaltungsaufwand gleichermaßen kompensiert 

wird. Der Bürgermeister hat bis spätestens 30. 9.2024 der Oö. Landesregierung die 

Verwendung der Mittel in Form eines Berichtes nachzuweisen. 

Unter all diesen Gesichtspunkten soll der Zweckzuschuss in Höhe von € 60.943, -- für den 

Betrieb der Müllbeseitigung verwendet werden und gleichmäßig auf alle angeschlossenen 

Liegenschaftseigentümer aufgeteilt werde. Dadurch ergibt sich für jeden Gebührenpflichtigen 

eine Gutschrift in Höhe von € 50,99. Die Bürger sollen davon durch einen Bericht in der 

nächsten Gemeindezeitung informiert werden. Der Bürgermeister ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand, dass die Mittel gemäß Pkt. 6 

der Oö. Richtlinie zum Gebührenbremse-Gesetz in Höhe von € 60.943,-- für den Betrieb der 

Müllbeseitigung verwendet und gleichmäßig auf alle angeschlossenen 

Liegenschaftseigentümer aufgeteilt werden. Es ergibt sich für jeden Gebührenpflichtigen eine 

Gutschrift in Höhe von € 50,99. Die Bürger werden darüber in der Gemeindezeitung Folge 

2/Juni 2024 informiert. 

 

*************** 

 

Punkt 4)  Straßenbauprogramm 2024; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Erweiterung 

b) Finanzierungsplan 

c) Übertragungsverordnung 

 

a) Der Bürgermeister sagt, dass das in der letzten GR-Sitzung beschlossene 

Straßenbauprogramm 2024 um die Sanierung der Brücke im Bräugraben erweitert werden soll. 

Bei der Brücke sind die Deckenelemente stark korrodiert und müssen erneuert werden. Die 

Kosten hierfür samt Anschlussasphaltierung werden sich laut Kostenschätzung der FA. IKW 

auf rd. € 13.000,-- inkl. MWSt. belaufen. Die beschlossenen Finanzmittel für das Bauprogramm 

2024 in Höhe von € 134.000,-- sollen dementsprechend erhöht werden. Er ersucht um 

Wortmeldungen. 

 

GRM Schmidberger (FPÖ) sagt, ob man davon ausgehen kann, dass sich die geschätzten 

Kosten nicht erhöhen werden? 

 

Amtsleiter Mag. Pölz sagt, dass die Kosten von der Fa. IKW gut geschätzt wurden. 

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Erweiterung des  

Straßenbauprogramms 2024 um die Sanierung der Brücke im Bräugraben mit Kosten in Höhe 

von rd. € 13.000,-- inkl. MWSt . 

 

*************** 

 

b) Der Bürgermeister sagt, dass auf Grundlage des in der letzten GR-Sitzung beschlossenen 

Straßenbauprogrammes 2024, der heutigen Erweiterung und des Honorars der Fa. IKW sich für 
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die heurigen Baumaßnahmen ein Kostenrahmen von € 162.000,-- inkl. MwSt. ergibt Diese 

Kosten sollen wie folgt finanziert werden: 

 

KIG 2023    € 67.011,-- 

LZ Straßenbau   € 13.000,-- 

Rücklage Straßenbau   € 34.048,-- 

Rücklage Verkehrsflächenbeitrag € 27.941,-- 

Verkehrsflächenbeitrag 2024  € 20.000,-- 

 

Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand, folgenden Finanzierungsplan 

bei einem Kostenrahmen von € 162.000,-- inkl. MWSt. für das Straßenbauprogramm 2024: 

 

KIG 2023    € 67.011,-- 

LZ Straßenbau   € 13.000,-- 

Rücklage Straßenbau   € 34.048,-- 

Rücklage Verkehrsflächenbeitrag € 27.941,-- 

Verkehrsflächenbeitrag 2024  € 20.000,-- 

 

***************** 

 

c) Der Bürgermeister sagt, dass gem. § 43 Abs.3 Oö. GemO im Interesse der Zweckmäßigkeit, 

Raschheit und Einfachheit bei der Abwicklung des Straßenbauprogramms 2024 das 

Beschlussrecht des Gemeinderates für die diversen Auftragsvergaben an den 

Gemeindevorstand laut übermittelten Verordnungsentwurf übertragen werden soll und er 

ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die vorliegende 

Übertragungsverordnung für das Straßenbauprogramms 2024 an den Gemeindevorstand 

(Beilage). 

 

*************** 

 

Punkt 5) Nachmittagsbetreuung Volksschule; Beratung und Beschlussfassung: 

  a) Auftragsvergabe 

  b) Elternbeiträge; Tariferhöhung 

 

a) Der Bürgermeister berichtet, dass die Betreuung der Volksschulkinder im Freizeitbereich 

im Rahmen der Nachmittagsbetreuung bekanntlich aktuell durch die Fa. ISK durchgeführt wird. 

Mit 31.08.2024 hat die Fa. ISK den diesbezüglichen Vertrag mit der Gemeinde gekündigt, 

sodass die Betreuung der Volksschulkinder neu zu vergeben ist. Vier Firmen bzw. 

Organisationen wurden zur Angebotslegung eingeladen, aber nur die Familienzentren GmbH 

der OÖ. Kinderfreunde hat ein Angebot gelegt.  

Die Kosten für das Schuljahr 2024/2025 mit Ferienbetreuung belaufen sich demnach auf € 

96.719,31 für 2 Gruppen und 4 Tage pro Woche (Mo-Do). Hinzu kommen noch die 
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Indexanpassung der Gehälter für das Jahr 2025 und eine Verwaltungskostenpauschale von 10 

% der Personalkosten.  

Laut Angebot sind 2 Betreuer pro Gruppe mit max. 15 Kindern vorgesehen. Da für das 

Schuljahr 2024/2025 vorläufig 2 Tage mit 16 Kindern und 2 Tage mit 17 Kinder vorgesehen 

sind, soll mit Zustimmung der Kinderfreunde eine Gruppe jedoch mit bis zu 17 Kindern geführt 

werden. 

Vom Ausschuss für Schule, Hort, Kindergarten, Jugend und Bildung wird für das Schuljahr 

2024/2025 die Vergabe der Betreuung der Volksschulkinder im Freizeitbereich im Rahmen der 

Nachmittagsbetreuung an die Familienzentren GmbH der OÖ. Kinderfreunde vorgeschlagen. 

Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

GVM Kores (FPÖ) gibt noch Erläuterungen und sagt, dass es nach derzeitigem Stand 

wahrscheinlich nur 1 Gruppe geben wird. 

 

Da es keine weiteren Wortmeldungen gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Auftragsvergabe für die 

Betreuung der Volksschulkinder im Freizeitbereich im Rahmen der Nachmittagsbetreuung an 

die Familienzentren GmbH der OÖ Kinderfreunde mit Kosten in Höhe von maximal € 

96.719,31 für 2 Gruppen und 4 Tage pro Woche (Mo-Do) plus Indexanpassung der Gehälter 

für das Jahr 2025 und einer Verwaltungskostenpauschale von 10 % der Personalkosten unter 

der Voraussetzung, dass die Gruppen mit bis zu 17 Kindern geführt werden. 

 

*************** 

 

b) Der Bürgermeister sagt, dass aufgrund der mit dem neuen Vertragspartner gestiegenen 

Kosten und der seit 2021 unveränderten Elternbeiträge auf Antrag des Ausschusses für Schule, 

Hort, Kindergarten, Jugend und Bildung die Tarife für die Nachmittagsbetreuung in der VS ab 

dem Schuljahr 2024/2025 wie folgt um 20% erhöht werden sollen: 

 

1 Tag/Woche    €   30,--/Monat  

2 Tage/Woche  €   60,--/Monat  

3 Tage/Woche  €   84,--/Monat  

4 Tage/Woche  € 108,--/Monat  

5 Tage/Woche  € 132,--/Monat  

 

Alle übrigen Tarif- und Abrechnungsmodalitäten sollen unverändert bleiben. Er ersucht um 

Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Erhöhung der Tarife für die 

Elternbeiträge für die Nachmittagsbetreuung der Volksschule ab dem Schuljahr 2024/25 wie 

folgt: 

1 Tag/Woche    €   30,--/Monat  

2 Tage/Woche  €   60,--/Monat  

3 Tage/Woche  €   84,--/Monat  

4 Tage/Woche  € 108,--/Monat  

5 Tage/Woche  € 132,--/Monat  
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Punkt 6) Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung und Tarifordnung;  

Änderung; Beratung und Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister informiert darüber, dass aufgrund gesetzlicher Änderungen im Bereich der 

Kinder-, Bildungs- und Betreuungeinrichtungen (Besuch am Vormittag nunmehr für alle 

beitragsfrei, Indexanpassung beim Tarif,…) die bestehende Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungsordnung und die Tarifordnung an die aktuelle Rechtslage anzupassen 

sind. 

Ein Entwurf ist mit der Einladung an alle GRM ergangen und er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die vorliegende geänderte 

Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungsordnung und die Tarifordnung mit Gültigkeit ab 

1.9.2024 (Beilage). 

 

************** 

 

Punkt 7) Erneuerbare Energiegemeinschaft Kremsmauer, Beitritt; Beratung und 

Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass die Erneuerbare Energie Gemeinschaft Kremsmauer ein Verein 

ist, in dem die Mitglieder ihren durch Wasserkraft und Photovoltaik erzeugten (grünen) Strom 

teilen. Die Rechtsgrundlage für diesen regionalen Stromhandel bildet das Erneuerbare 

Energiegesetz. Teilnahmeberechtigt sind alle Haushalte, deren Stromanschluss vom 

Umspannwerk Klaus versorgt wird. Die Mitglieder (derzeit 86) teilen den erzeugten Strom 

verbrauchsaliquot. Die Abrechnung der Bezugs- und Liefermengen erfolgt anhand der 

Smartmeterdaten des Netzbetreibers durch den Dienstleister Neom. Der Vertrag mit dem 

bestehenden Netzbetreiber bleibt aufrecht.  

Bei einem bestehenden Vertragsvolumen von 440.000 Kilowatt +/- 10% bei der Energie AG 

und einem Vorjahresverbrauch von 550.000 Kilowatt bleiben ca 150.000 Kilowatt, die wir 

dieses Jahr von anderen Anbietern, wie z.B. der EEG Kremsmauer, beziehen können. Gedacht 

war diese Strommenge ursprünglich aus Eigenproduktion durch die PV Anlage NPZ zu 

erzeugen, deren Konzeption auf Grund kostenintensiver Montageverhältnisse noch einmal 

überarbeitet werden muss. Unser Einsparungspotential bei Strombezug von der EEG 

Kremsmauer von 2 ct pro kW liegt demnach bei € 3.000,-- für 2024. Da die Kündigungsfrist 

für den Strombezug aus der EEG nur 1 Monat beträgt, kann flexibel auf den Strommarkt 

reagiert und ein finanzielles Risiko für die Gemeinde ausgeschlossen werden. Er ersucht um 

Wortmeldungen. 

 

Anschließend kurze Diskussion über die Liefermenge, an der sich GRM Sieghartsleitner 

(ÖVP), der Bürgermeister und GVM Schober (SPÖ) beteiligen. 

 

Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand den Beitritt zur Erneuerbaren 

Energiegemeinschaft Kremsmauer. 

 

*************** 
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Punkt 8) Stromliefervertrag 2025; Beratung und Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister berichtet, dass der Stromliefervertrag mit der Energie AG mit 31.12.2024 

endet. Zum Abschluss eines neuen Vertrages werden mehrere Angebote eingeholt. Da von den 

Experten die Marktpreissituation auf Grund bestehender Krisenherde schwer zu 

prognostizieren ist, soll der neue Liefervertrag nur auf ein Jahr abgeschlossen werden. Auf 

Grund der allgemein kurzen Angebotsgültigkeit von wenigen Stunden für Stromlieferverträge 

wird der Bürgermeister ermächtigt, das günstigste einlangende Angebot für einen einjährigen 

Stromliefervertrag anzunehmen. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand, dass der Bürgermeister 

ermächtigt wird, das günstigste einlangende Angebot für einen einjährigen Stromliefervertrag 

für das Jahr 2025 anzunehmen. 

 

*************** 

 

Punkt 9) Flächenwidmungsplan 3/2003; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Karl Schwarz; Umwidmung Nr. 3.111; ÖEK-Änderung Nr. 1.27; 

Baulandsicherungsvertrag und Infrastrukturkostenvereinbarung 

b) Walter Aigner; Umwidmung Nr. 3.116; ÖEK-Änderung Nr. 1.30; 

Baulandsicherungsvertrag und Infrastrukturkostenvereinbarung 

c) Harald Kern, Umwidmung Nr. 3.133 

d) Carola Huber, Umwidmung Nr. 3.135 

 

a) Der Bürgermeister sagt, dass Karl Schwarz, Waldeggstraße 1, die Umwidmung der 

Parzellen 713/8 und 713/10, jeweils KG 49008 Molln, im Gesamtausmaß von 4.716 m², von 

derzeit „Grünland“ in „W“-Wohngebiet beantragt hat. Mit dieser Umwidmung ist eine 

Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes verbunden. Der Gemeinderat hat den 

Grundsatzbeschluss für dieses Vorhaben am 01.07.2021 gefasst. Positive Stellungnahmen der 

Fachabteilungen des Landes liegen vor. Zum Abschluss des Verfahrens soll dieses 

Umwidmungsvorhaben vom Gemeinderat als Verordnung beschlossen werden.  

Zur Sicherstellung der tatsächlichen Verfügbarkeit der neu zu widmenden Flächen sowie deren 

bauliche Nutzung innerhalb des gesetzlich normierten Planungshorizonts und für die 

Übernahme der Infrastrukturkosten sind darüber hinaus Verträge zu beschließen. Nach 3 Jahren 

haben sich die Rahmenbedingungen geändert, der Umwidmungswerber hat auch 

Änderungswünsche eingebracht, alles musste aktualisiert werden. Die Verträge wurden erst 

gestern vorgelegt und wurden daher auch erst gestern an alle GRM übermittelt. Diese sind 

derzeit noch nicht vom Umwidmungswerber unterschrieben. Deshalb sollen 2 Beschlüsse 

gefasst werden. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand: 

a/a) den vorliegenden Baulandsicherungsvertrag und die Infrastrukturkostenvereinbarung mit  

       Karl  Schwarz in der jeweiligen Version vom 12.6.2024; 

a/b) vorbehaltlich der Unterzeichnung des Baulandsicherungsvertrages und der  Infrastruktur- 

kostenvereinbarung durch den Umwidmungswerber - die Flächenwidmungsplan-

Änderung Nr. 3.111; ÖEK-Änderung Nr. 1.27; Umwidmung der Parzellen 713/8 und 
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713/10, jeweils KG 49008 Molln, im Gesamtausmaß von 4.716 m², von derzeit „Grünland“ 

in „W“-Wohngebiet. 

 

************** 

 

b) Der Bürgermeister sagt, dass Walter Aigner, Zinken 9, die Umwidmung seiner Parzelle 

713/6, KG 49008 Molln, im Ausmaß von 3.413 m² von derzeit „Grünland“ in „W“-Wohngebiet 

beantragt hat. Mit dieser Umwidmung ist ebenfalls eine Änderung des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes verbunden. Der Gemeinderat hat den Grundsatzbeschluss für dieses 

Vorhaben im Dezember 2021 gefasst. Positive Stellungnahmen der Fachabteilungen des 

Landes liegen vor. Zum Abschluss des Verfahrens soll dieses Umwidmungsvorhaben vom 

Gemeinderat als Verordnung beschlossen werden.  

Zur Sicherstellung der tatsächlichen Verfügbarkeit der neu zu widmenden Flächen sowie deren 

bauliche Nutzung innerhalb des gesetzlich normierten Planungshorizonts und für die 

Übernahme der Infrastrukturkosten sind darüber hinaus beiliegende Verträge zu beschließen. 

Nach 3 Jahren haben sich die Rahmenbedingungen geändert, der Umwidmungswerber hat auch 

Änderungswünsche eingebracht, alles musste aktualisiert werden. Die Verträge wurden erst 

gestern vorgelegt und wurden daher auch erst gestern an alle GRM übermittelt. Diese sind 

derzeit noch nicht vom Umwidmungswerber unterschrieben. Deshalb sollen 2 Beschlüsse 

gefasst werden. Er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig (ohne Aigner, ÖVP, da befangen) durch Heben der 

Hand: 

b/a) den vorliegenden Baulandsicherungsvertrag und die Infrastrukturkostenvereinbarung mit  

       Walter Aigner in der jeweiligen Version vom 12.6.2024; 

b/b) vorbehaltlich der Unterzeichnung des Baulandsicherungsvertrages und der Infrastruktur- 

kostenvereinbarung durch den Umwidmungswerber - die Flächenwidmungsplan-

Änderung       Nr. 3.116; ÖEK-Änderung Nr. 1.30; Umwidmung der Parzelle 713/6, KG 

49008 Molln, im Ausmaß von 3.413 m² von derzeit „Grünland“ in „W“-Wohngebiet. 

 

*************** 

 

c) Der Bürgermeister sagt, dass Harald Kern die Umwidmung einer Teilfläche der Parzelle 

1030/3, KG 49013 Ramsau, im Ausmaß von 221 m², von derzeit „Grünland“ in 

„Grünland/Sonderausweisung für bestehende land- und forstwirtschaftliche 

Gebäude/Betriebliche Nutzung/B1: KFZ-Servicestation“ beantragt hat. Der 

Grundsatzbeschluss für das Einleitungsverfahren wurde in der Sitzung des Ausschusses für 

Straße, Kanal und Raumplanung am 19.09.2023 gefasst. Mittlerweile liegen die 

Stellungnahmen der Ortsplanerin sowie der Fachabteilungen des Landes vor.  

Zum Abschluss des Verfahrens soll die gegenständliche Umwidmung als Verordnung 

beschlossen werden. Der Bürgermeister ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt mit 24 Ja-Stimmen (SPÖ, FPÖ, bim und ÖVP – ohne 

Hatzenbichler) und 1 Stimmenthaltung (Hatzenbichler, ÖVP) die Flächenwidmungsplan-

Änderung Nr. 3.133, Harald Kern, Teilfläche der Parzelle 1030/3, KG 49013 Ramsau, im 
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Ausmaß von 221 m², von derzeit „Grünland“ in „Grünland/Sonderausweisung für bestehende 

land- und forstwirtschaftliche Gebäude/Betriebliche Nutzung/B1: KFZ-Servicestation“. 

 

*************** 

 

d) Der Bürgermeister sagt, dass Carola Huber die Umwidmung von Teilflächen der Parzellen 

308/2 und 308/5, jeweils KG 49006 Innerbreitenau, im Ausmaß von 990 m² von derzeit 

„Grünland“ in „Bestehendes Wohngebäude im Grünland Nr. 124“ beantragt hat. Der 

Grundsatzbeschluss für das Einleitungsverfahren wurde in der Sitzung des Ausschusses für 

Straße, Kanal und Raumplanung am 19.09.2023 gefasst. Mittlerweile liegen die 

Stellungnahmen der Ortsplanerin sowie der Fachabteilungen des Landes vor. Ein unmittelbar 

an die gegenständliche Umwidmung angrenzender Nachbar hat eine schriftliche Stellungnahme 

abgegeben und darin u.a. Bedenken hinsichtlich des Umweltschutzes geäußert. Im Hinblick auf 

die Vorgaben der Abteilung Raumordnung wurden im laufenden Verfahren entsprechende 

Schutz- und Pufferzonen eingerichtet und die Sternchenbaufläche auf das unbedingt 

notwendige Ausmaß reduziert.  

Zum Abschluss des Verfahrens soll die gegenständliche Umwidmung als Verordnung 

beschlossen werden und er ersucht um Wortmeldungen. 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Flächenwidmungsplan-

Änderung Nr. 3.135, Carola Huber, Teilflächen der Parzellen 308/2 und 308/5, jeweils KG 

49006 Innerbreitenau, im Ausmaß von 990 m² von derzeit „Grünland“ in „Bestehendes 

Wohngebäude im Grünland Nr. 124“. 

 

*************** 

 

Punkt 10) Verein KEM Enns- und Steyrtal; Beratung und Beschlussfassung: 

a) Beitritt 

b) Nominierung der Vertreter in Vorstand und Generalversammlung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass die Gemeinde dem neu zugründenden Verein Klima & 

Energiemodellregion Enns-Steyrtal mit Sitz in Steinbach/Steyr beitreten soll und verweist auf 

den Grundsatzbeschluss, der dazu in der letzten Sitzung gefasst wurde und sagt, dass die 

diesbezüglichen Statuten und die Beitrittserklärung mit der Einladung an alle GRM übermittelt 

wurden. 

Die Vertreter in den Vorstand (1 Mitglied) und in die Generalversammlung (2 Mitglieder) 

sollen nominiert werden und er schlägt daher folgende Mitglieder vor: 

 

Vorstand:   Bürgermeister Andreas Rußmann 

Generalversammlung: Bürgermeister Andreas Rußmann 

    GRM Walter Priller, ÖVP 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand: 

a) den Beitritt zum Verein Klima & Energiemodellregion Enns-Steyrtal 

b) die Nominierung folgender Vertreter in den Vorstand und in die Generalversammlung: 
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Bürgermeister Andreas Rußmann – Vorstand 

Bürgermeister Andreas Rußmann und GRM Walter Priller - Generalversammlung 

 

*************** 

 

Punkt 11) Öffentliche Bibliothek der Marktgemeinde Molln; Änderungen; 

  Beratung und Beschlussfassung 

 

Der Bürgermeister sagt, dass laut Büchereiverband im Bundeskanzleramt öffentliche 

Bibliotheken und ihre MitarbeiterInnen einen wichtigen Beitrag für die soziale Entwicklung, 

den Bildungsstand und zur Kulturvermittlung in unserer Gesellschaft leisten. 

Vom Land OÖ wurde der Bibliotheksentwicklungsplan 2025 herausgegeben, dieser enthält 

diverse Änderungen der Fördervoraussetzungen.  

Dies bedeutet für Molln zwei Öffnungstage mit insgesamt mind. 7 Stunden (z.B. 4 + 3 Std.), 

anstatt bisher einem Nachmittag. Weiters muss ein/eine MitarbeiterIn über eine 

bibliothekarische Fachausbildung verfügen; diese kostenlose Ausbildung für ehrenamtliche 

BibliotheksmitarbeiterInnen (172 UE) wird absolviert. 

Vorerst haben sich nach einer Abfrage vier Personen (inkl. Ulrike Brunner) gemeldet, die 

ehrenamtlich den 2. Öffnungstag übernehmen würden. Weiters sollen ältere Bücher aussortiert 

und versucht werden, diese bei einem Flohmarkt zu verkaufen, von den Einnahmen sollen neue 

Bücher bzw. Medien angekauft werden.  

Der Gemeinderat soll daher den neu einzuführenden 2. Öffnungstag als "ehrenamtlichen" 

Zusatztag bzw. auch wenn aufgrund von Urlaub/Krankheit die betraute 

Verwaltungsmitarbeiterin den 1. Öffnungstag nicht abhalten kann, beschließen sowie 

genehmigen, dass der Verkauf von auszusortierenden Büchern bei einem Flohmarkt durch die 

ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen erfolgen darf.  

Der 2. Öffnungstag wird in der kommenden Gemeindezeitung bzw. über die Eltern-App in Kiga 

und Pflichtschulen, weiters div. Aushang im öffentlichen Raum kundgemacht.  

Die Monate Juli und August 2024 dienen als Testmonate, damit eventuelle Änderungen für die 

September-GR-Sitzung vorbereitet werden können. Anschließend ersucht er um 

Wortmeldungen. 

 

Anschließend kurze Diskussion über Frequenz und Öffnungszeit am Vormittag, an der sich 

GRM Sieghartsleitner (ÖVP), GVM Kores (FPÖ) und Vizebürgermeisterin Brunner 

(SPÖ) beteiligen. 

 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, lässt der Bürgermeister abstimmen. 

 

Beschluss: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig durch Heben der Hand die Einführung eines 2. 

Öffnungstages für die Bibliothek, der von „ehrenamtlichen“ Mitarbeiterinnen geführt wird. 

Vorerst wird der Dienstag, jeweils von 9 bis 12 Uhr, festgelegt. Die Monate Juli und August 

2024 dienen als Testmonate, eventuelle Änderungen bzw. Anpassungen sollen in der 

September-Sitzung beschlossen werden. Weiters wird der Verkauf von auszusortierenden 

Büchern bei einem Flohmarkt durch die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen beschlossen. 

 

*************** 
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Punkt 12) Prüfungsausschuss; Prüfbericht; Kenntnisnahme 

 

Der Bürgermeister sagt, dass der Prüfbericht über die am 3.6.2024 abgehaltene 

Prüfungsausschusssitzung von der Obfrau zur Kenntnis gebracht wird und er ersucht diese um 

Berichterstattung. 

 

Prüfungsausschussobfrau GRM Barbara Schmidberger (FPÖ) bringt anschließend den 

Prüfbericht über die am 3.6.2024 abgehaltene Prüfungsausschusssitzung zur Kenntnis 

(Beilage). 

 

Keine Wortmeldungen. 

 

*************** 

 

Punkt 13) Allfälliges 

 

GRM Sieghartsleitner (ÖVP) fragt bezüglich der Instandsetzung der Schotterstraßen in der 

Welchau und Schmiedwiesenstraße. 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass er den genauen Plan nicht im Kopf hat und er sich mit BHL 

Willi Haidinger diesbezüglich in Verbindung setzen soll. 

 

GRM Hatzenbichler (ÖVP) fragt anschließend bezüglich Status der Errichtung einer PV-

Anlage am Dach des NPZ. Dieser Punkt wurde ja in der letzten Sitzung dem Ausschuss 

zugewiesen. 

Der Bürgermeister sagt dazu, dass die Errichtung aufgrund des Auftragsvolumens 

ausschreibungspflichtig ist und der Montageaufwand am Dach sehr hoch ist. Man muss alles 

neu berechnen bzw. noch einmal überdenken und jemanden suchen, der die Ausschreibung 

macht. 

Anschließend kurze Diskussion mit dem Bürgermeister. GVM Seebacher (ÖVP) spricht die 

Wirtschaftlichkeit an. GVM Bankler (ÖVP) stellt fest, dass es Fakt ist, dass die Angelegenheit 

in der letzten Sitzung aufgrund fehlender Angebote nicht beschlussfähig gewesen ist. Das sieht 

der Bürgermeister nicht so. AL Mag. Pölz sagt dazu, dass er dem Bürgermeister vor der 

letzten GRS schon gesagt hat, dass diese Angelegenheit aufgrund der fehlenden vollständigen 

Angebote noch nicht verhandlungsfähig ist. 

 

GRM Schmidberger (FPÖ) spricht die Instandsetzung des Satterlweges an bzw. fragt, wer 

die Arbeiten machen wird. Der Bürgermeister sagt, dass er sich darum kümmern wird und 

informiert darüber, dass derzeit der Pranzlgrabensteig saniert wird. 

 

Da es keine weiteren Wortmeldungen gibt, schließt der Bürgermeister die Sitzung um 20.10 

Uhr. 

 

 

 

 

 

 

 

 


